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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

In

zu Punkt ...... der 892. Sitzung des Bundesrates am 10. Februar 2012

Gesetz zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 211/2011 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 über die
Bürgerinitiative

A

1. Der Ausschuss für Innere Angelegenheiten

empfiehlt dem Bundesrat, zu dem vom Deutschen Bundestag am 15. Dezember

2011 verabschiedeten Gesetz einen Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des

Grundgesetzes nicht zu stellen.

B

2. Der Ausschuss für Innere Angelegenheiten

empfiehlt dem Bundesrat ferner die Annahme folgender Entschließung:

Der Bundesrat bedauert, dass die Hinweise seiner Stellungnahme in Bundesrats-

Drs. 523/11 (Beschluss), denen – ausgenommen zu Ziffer 2 – die Bundesregie-

rung laut Gegenäußerung (Anlage 4 zum Gesetzesentwurf Bundestags-Drs.

17/7575) zugestimmt hatte, vom Bundestag offenbar ignoriert worden sind.
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Der Bundesrat weist die Bundesregierung nachdrücklich darauf hin, dass ein

Zugriff des Bundesverwaltungsamtes im Wege des automatisierten Abrufver-

fahrens auf zentrale Meldedatenbestände der Länder rechtlich unzulässig und

entsprechend abzulehnen wäre.

Die Bundesregierung wird gebeten, zu prüfen, ob eine entsprechende Änderung

möglicherweise in einem Artikelgesetz zeitnah doch noch auf den Weg ge-

bracht werden kann.

Begründung:

Die Länder mit zentralen Meldedatenbeständen dürfen den vom Gesetz beab-
sichtigten Zugriff des Bundesverwaltungsamtes darauf im Wege des automati-
sierten Abrufverfahrens nicht gewähren. Die Schaffung der notwendigen ge-
setzlichen Erlaubnistatbestände ist parallel zum Inkrafttreten des Bundesmel-
degesetzes im Jahr 2014 geplant.

Der Gesetzeswortlaut verpflichtet die Länder, dem Bundesverwaltungsamt pri-
oritär einen automatisierten Abruf aus zentralen Meldedatenbeständen zu er-
möglichen, sofern es solche zentralen Registerführungen gibt. Das Wahlrecht,
aus welchem Meldedatenbestand der Abruf erfolgen soll (zentral oder aber de-
zentral bei den Meldebehörden), obliegt dem Bundesverwaltungsamt. Hierin
liegt eine gesetzeskompetenzrechtliche Überschreitung.


